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Am 21. Dezember 2021 hat die Europäische Kommission ein
Sondierungsverfahren zu ihrem wegweisenden Vorschlag für ein Gesetz über die
Medienfreiheit eröffnet. In ihrer Rede zur Lage der Union am 15. September 2021
in Straßburg hatte die Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der
Leyen, angekündigt, dass die Kommission 2022 ein Gesetz über die
Medienfreiheit "liefern" werde, um den Pluralismus und die Unabhängigkeit der
Medien im europäischen Binnenmarkt zu sichern (siehe auch IRIS 2021-6/15). Die
Sondierung lädt Interessenvertreter ein, der Kommission ihre Ansichten über die
Initiative der Kommission zum Gesetz über die Medienfreiheit mitzuteilen, warum
z.B. ein solches Gesetz notwendig ist und was es bezwecken soll. Begleitet wird
die Sondierung von einem wichtigen Dokument, das detaillierte Optionen zu der
Initiative enthält. Die Initiative der Kommission trägt den Titel "Safeguarding
media freedom and pluralism in the internal market" (Schutz der Medienfreiheit
und des Pluralismus im Binnenmarkt).

Die Kommission geht zunächst auf die Probleme ein, mit denen sich das Gesetz
über die Medienfreiheit befassen will. Dabei geht es in erster Linie um die
Tatsache, dass der Medienmarkt in der EU durch (1) unterschiedliche nationale
Vorschriften zum Medienpluralismus fragmentiert wird, (2) dass es nur eine sehr
lose Zusammenarbeit zwischen unabhängigen Medienaufsichtsbehörden gibt; (3)
dass es keine Schutzmechanismen gegen unerwünschte Eingriffe und
Interventionen öffentlicher Stellen und privater Gruppen in die
Eigentumsstrukturen, die Verwaltung oder den Betrieb von Medien gibt und (4)
dass es an Schutzmechanismen für den Medienpluralismus fehlt, einschließlich
der Online-Medien. Die Kommission stellt fest, dass "Eingriffe" in redaktionelle
und Verwaltungsentscheidungen von Medien zu einer "verzerrten
Medienberichterstattung" führen können und Investitionen oder
Markteintrittsentscheidungen beeinflussen und dass Medien darüber hinaus "mit
staatlichen Ressourcen unter Druck gesetzt werden können". Nach Auffassung der
Kommission haben diese Probleme direkte Auswirkungen auf die Funktionsweise
des Medienbinnenmarkts in der EU. Die Folgen sind eine Fragmentierung der
Regulierung und fehlende Rechts- und Marktsicherheit für die Medienmarkt-
Akteure.
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Ziel des Gesetzes über die Medienfreiheit wird sein, sicherzustellen, dass (a)
Medienunternehmen im europäischen Binnenmarkt unter einheitlichen
Regulierungsstandards arbeiten können, auch in Bezug auf Medienfreiheit und
Pluralismus; (b) dass EU-Bürger Zugang zu einem breiten und vielfältigen
Medienangebot haben, und zwar sowohl off- als auch online; (c) die redaktionelle
Unabhängigkeit und die Unabhängigkeit der Verwaltung der Medien zu schützen,
beides Voraussetzungen für Medienfreiheit und Integrität des Binnenmarktes; und
(d) einen fairen Wettbewerb zwischen Medienunternehmen durch eine
transparente und faire Verteilung von staatlichen Ressourcen in der
Medienbranche zu fördern. Das Gesetz über die Medienfreiheit stützt sich auf die
aktualisierte Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste (siehe IRIS 2019-1/13)
und das geplante Gesetzespaket über digitale Dienste (siehe IRIS 2021-1/13).

Anschließend erläutert die Kommission die verschiedenen politischen Optionen,
die ihr für die Initiative zu einem Gesetz über die Medienfreiheit zur Verfügung
stehen. ﻿Das "Baseline-Szenario" würde darin bestehen, nichts an der bisherigen
Situation zu ändern, also keine Änderungen des aktuellen Rechtsrahmens
vorzuschlagen und wie bisher die nationalen Entwicklungen über ihre jährlichen
Berichte der Rechtsstaatlichkeit zu überwachen. "Politische Option 1" wäre eine
Empfehlung der Kommission an die EU-Mitgliedstaaten. Die Kommission würde
die Mitgliedstaaten auffordern, "eine Reihe von Maßnahmen durchzuführen" im
Hinblick auf nationale Verfahren zur Überwachung von Operationen im
Medienmarkt, "Einschränkungen des Marktzutritts und des Betriebs, Transparenz
von Medieneigentum, Schutz der redaktionellen Unabhängigkeit und der
Medienvielfalt und transparente Verteilung staatlicher Mittel". "Politische Option
2" schließlich wäre ein Rechtsinstrument der EU, das "gemeinsame Grundsätze
für nationale Verfahren zur Überwachung von Transaktionen auf dem
Medienmarkt und andere Einschränkungen des Marktzutritts und des Betriebs der
Medien einführen und auch Maßnahmen vorsehen würde, um die Transparenz der
Medienmärkte zu verbessern." Das Gesetz würde "Grundsätze" für den "Schutz
der redaktionellen Unabhängigkeit der Medien" vorsehen und eine "transparente
Verteilung von staatlichen Ressourcen im Mediensektor" sicherstellen. Unterstützt
würde das Gesetz durch einen "wirksamen und unabhängigen
Überwachungsmechanismus" auf EU-Ebene und einen "strukturierten Rahmen für
Medienregulierer". Es könnte sich auf das "bestehende EU-Netzwerk
unabhängiger Medienregulierer" stützen, vor allem die European Regulators
Group for Audiovisual Media Services (die Gruppe europäischer
Regulierungsbehörden für audiovisuelle Medien - ERGA), und würde "nach
Möglichkeit verstärkt werden durch die erforderlichen Befugnisse und Mittel".

Beiträge zur Sondierung sollen bis zum 21. März 2022 eingehen, und die
Kommission wird im zweiten Quartal 2022 eine Folgenabschätzung
veröffentlichen. Die Kommission geht davon aus, dass das geplante Gesetz über
die Medienfreiheit im Laufe des Jahres 2022 angenommen wird.
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